
Arbeitsrechtsverhältnisses entgegenzuwirken und die 
Erfüllung der Unterhaltspflicht durch Überzeugung zu 
sichern. Bei beachtlichen Erziehungsmängeln, die je­
doch eine Entziehung des elterlichen Sorgerechts noch 
nicht rechtfertigen, sollte in Zusammenarbeit mit dem 
Referat Jugendhilfe die Schule, der Hort oder die 
Pionierorganisation unterrichtet werden, damit sie ge­
meinsam mit dem sorgeberechtigten Elternteil bereits 
bestehenden oder sich entwickelnden Schwierigkeiten 
rechtzeitig und wirkungsvoll entgegentreten können».
Erhöhung der gesellschaftlichen Wirksamkeit 
von Unterhaltsverfahren
In Unterhaltsverfahren haben sich die Kreisgerichte vor 
allem bemüht, mit Hilfe gesellschaftlicher Kräfte die 
Zahlungsmoral der Schuldner zu heben und unbegrün­
deten Anträgen auf Herabsetzung des Unterhalts ent­
gegenzutreten. So wird durch Einbeziehung geeigneter 
Vertreter des Arbeitskollektivs oder anderer Mitarbeiter 
des Betriebes bei Abänderungsklagen ermittelt, ob sich 
mangelnde Arbeitsmoral oder andere vom Kläger zu 
vertretende Umstände auf sein Arbeitseinkommen 
nachteilig ausgewirkt haben. Solche Untersuchungen 
können auch bei anderen geeigneten Unterhaltsstreitig­
keiten angewendet werden. Vor der Entscheidung über 
den Unterhalt getrennt lebender und geschiedener Ehe­
frauen ist z. B. insbesondere zu untersuchen, wie ihnen 
geholfen werden kann, eine angemessene Berufstätig-

'■> vgl. dazu auch Frenzei, „Ursachen und begünstigende Be­
dingungen der Erziehungspfiichtverletzungen“, NJ 1964 S. 110 ff. 
und S. 141 ft.

keit aufzunehmen und hierdurch ihre wirtschaftliche 
Selbständigkeit zu erreichen. Lebt der zur Unterhalts­
zahlung herangezogene Ehegatte unberechtigt getrennt, 
sollte zugleich versucht werden, zur Normalisierung des 
Ehelebens beizutragen.
Werden rechtsverbindlich festgestellte Unterhaltsver­
pflichtungen nicht eingehalten und wird deshalb die 
Einleitung gerichtlicher Zwangsmaßnahmen beantragt, 
dann sollte mehr als bisher auf die Möglichkeit der 
Beratung zur gütlichen Beilegung des Streits durch die 
Konfliktkommission oder die Schiedskommission hin­
gewiesen werden. Die erzieherische Wirksamkeit der 
Beratung der Sache durch die Organe der gesellschaft­
lichen Rechtspflege wird in solchen Fällen oft nach­
haltiger sein als staatliche Maßnahmen. Auch in ge­
eigneten Zivilrechtsstreitigkeiten sind entsprechende 
Hinweise am Platz10.
Es ist darauf zu achten, daß alle im Verfahren durch­
geführten Maßnahmen zur Erhöhung der gesellschaft­
lichen Wirksamkeit ihren Niederschlag in den Akten 
Anden, damit auch die höhere Instanz die notwendigen 
Hinweise erhält bzw. ihr die Nachprüfung der Ergeb­
nisse des gerichtlichen Bemühens erleichtert wird. Es 
hat sich gezeigt, daß die Gerichte oft viel mehr getan 
haben, als aus den Unterlagen des Verfahrens zu er­
sehen ist. Hierdurch gehen wertvolle Erfahrungen, die 
der Verallgemeinerung würdig sind, häufig verloren.

f° Dazu hat Diedrich, „Zusammenarbeit der Kreisgerichte mit 
den Konfliktkommissionen Im Zivilrecht", NJ 1963 S. 695, wert­
volle Anregungen gegeben.
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Weitergelten des Pfändungs- und Uberweisungs­
beschlusses bei Arbeitsplatzwechsel des Schuldners

Das Verfahren bei der Pfändung von Arbeitseinkom­
men erfährt mit der 1. DB zur Verordnung über die 
Pfändung von Arbeitseinkommen (APfVO) vom 18. Fe­
bruar 1964 (GBl. II S. 195) eine wesentliche Verände­
rung. Damit wird eine Vereinfachung und Beschleuni­
gung des Verfahrens erreicht, die immer wieder ge­
fordert wurde.
Der vom Gericht erlassene Pfändungs- und Überwei­
sungsbeschluß zur Pfändung von Arbeitseinkommen 
verlor bisher seine Wirksamkeit, wenn der Schuldner 
sein Arbeitsrechtsverhältnis mit dem als Drittschuldner 
in Anspruch genommenen Betrieb beendete. Meist er­
hielt der Gläubiger davon verspätet oder gar keine 
Kenntnis. Erst wenn er die neue Arbeitsstelle des 
Schuldners ermittelt hatte, konnte er einen neuen 
Pfändungs- und Überweisungsbeschluß beantragen. In 
der Zwischenzeit hatte er aber nicht nur keine Zah­
lungen erhalten, sondern es waren — z. B. bei Unter­
haltsforderungen — oftmals erhebliche Rückstände an­
gewachsen, deren weitere Beitreibung dem Gläubiger 
neue Schwierigkeiten bereitete. Besonders betroffen 
waren unterhaltsberechtigte Frauen und Mütter min­
derjähriger Kinder, weil bei häufigem Abeitsplatz- 
wechsel des Unterhaltsverpflichteten die Gewährung 
des Unterhalts gefährdet war.
Einige böswillige Schuldner entzogen sich ihren Ver­
pflichtungen, indem sie nach Ermittlung des neuen Ar­
beitsplatzes durch den Gläubiger und Erlaß eines neu­
en Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses wieder 
die Arbeit aufgaben. Besonders bei Unterhaltsschuld­
nern bestand die Gefahr der Verletzung ihrer Unter­
haltspflicht, die in einigen Fällen sogar die strafrecht­
liche Verfolgung erforderlich machte.
Der Rechtspflegeerlaß fordert, im Kampf gegen die Be­

gehung von Gesetzesverletzungen deren Ursachen und 
begünstigende Umstände aufzudecken und zu ihrer 
Überwindung beizutragen. Dieser Forderung wird die 
neue Regelung gerecht. Durch sie kann bei Arbeitsplatz­
wechsel die eingeleitete Pfändung ohne Unterbrechung 
bei dem neuen Betrieb durchgesetzt und fortgeführt 
werden, weil der neue Betrieb nun bereits am Beginn 
eines Arbeitsrechtsverhältnisses von einer vorliegenden 
Pfändung in Kenntnis gesetzt wird. Die Neuregelung 
sichert das Weitergelten des Pfändungs- und Über­
weisungsbeschlusses durch ein Verfahren, das es er­
möglicht, auch das künftige Arbeitseinkommen des 
Schuldners zu erfassen.
Die 1. DB zur APfVO überträgt allen Beteiligten eine 
Reihe neuer Aufgaben. Der ein Arbeitsrechtsverhält­
nis beendende Werktätige erhält zukünftig von seinem 
Betrieb eine Bescheinigung, aus der sich ergibt, ob eine 
Pfändung vorliegt oder nicht. Diese Bescheinigung ist 
dem neuen Betrieb bei der Einstellung vorzulegen, der 
im Falle einer Pfändung von dem Arbeitseinkommen 
des Schuldners einen Betrag einzubehalten hat, der den 
durchschnittlichen monatlichen Überweisungen des bis­
herigen Drittschuldners an den Gläubiger entspricht. 
Der, bisherige Drittschuldner unterrichtet das Gericht 
von der Beendigung des Arbeitsrechtsverhältnisses mit 
dem Schuldner. Gleichzeitig schickt der Drittschuldner 
den ihm zugestellten Pfändungs- und Überweisungs­
beschluß an das Gericht zurück und teilt ihm den Be­
trag mit, der auf Grund des Beschlusses insgesamt an 
den Gläubiger überwiesen worden ist.
Da der vom Gericht erlassene Pfändungs- und Über­
weisungsbeschluß bis zur Erfüllung der ihm zugrunde 
liegenden Forderung des Gläubigers wirksam bleibt, 
kann das Gericht die Sache nicht mit dem Erlaß des
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